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14 Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1182 

erste Lesung 

Auch hier hat sich die Landesregierung bereit er-
klärt, die Einbringungsrede zu Protokoll zu ge-
ben. (Siehe Anlage 2) – Widerspruch dagegen regt 
sich auch diesmal nicht.  

Wir können somit unmittelbar zur Abstimmung 
kommen. Der Ältestenrat empfiehlt die Überwei-
sung des Gesetzentwurfs Drucksache 16/1182 
an den Rechtsausschuss – federführend – sowie 
an den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer ist 
für diese Überweisungsempfehlung? – Gibt es Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

15 Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1183 

erste Lesung 

Die Regierung ist wiederum bereit, ihre Einbrin-
gungsrede zu Protokoll zu geben. (Siehe Anla-
ge 3) – Widerspruch dagegen regt sich nicht.  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/1183 an den Innenausschuss. 
Wer ist für diese Überweisungsempfehlung? – Ist 
jemand dagegen? – Enthält sich jemand? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist diese Überweisungsempfeh-
lung angenommen.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

16 Gesetz zur Änderung der Befristungen besol-
dungsrechtlicher Gesetze im Zuständigkeits-
bereich des Justizministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1184 

erste Lesung 

Die Landesregierung ist erneut bereit, ihre Einbrin-
gungsrede zu Protokoll zu geben. (Siehe Anla-
ge 4) – Widerspruch dagegen sehe ich nicht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/1184 an den Rechtsauschuss – 
federführend – sowie an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss. Wer ist für diese Überweisungs-
empfehlung? – Ist jemand dagegen? – Enthält sich 
jemand? – Das ist wiederum nicht der Fall. Damit ist 
die Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Wir sind bei Tagesordnungspunkt  

17 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Ren-
tengüter 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1185 

erste Lesung 

Auch hierzu wird vorgeschlagen, dass die Landes-
regierung ihre Einbringungsrede zu Protokoll gibt. 
(Siehe Anlage 5) – Dagegen erhebt sich kein Ein-
spruch. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/1185 an den Rechtsausschuss – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Kli-
maschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz. Wer ist für diese Über-
weisungsempfehlung? – Ist jemand dagegen? – 
Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Damit 
ist die Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt  

18 Gesetz zur Änderung des Hochschulgesetzes 
und des Kunsthochschulgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1186 

erste Lesung 

Auch hierzu empfehle ich, dem Vorschlag der Lan-
desregierung zu folgen, die Einbringungsrede zu 
Protokoll zu nehmen. (Siehe Anlage 6) – Wider-
spruch dagegen sehe ich nicht.  

Wir sind damit bei der Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/1186 an den Ausschuss für Inno-
vation, Wissenschaft und Forschung. Wer ist für 
diese Überweisungsempfehlung? – Wer ist dage-
gen? – Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist die 
Überweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men.  

Wir sind bei Tagesordnungspunkt  
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Anlage 3 

Zu TOP 15 – Gesetz zur Änderung des Poli-
zeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len – zu Protokoll gegebene Rede 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales:  

Für die Bekämpfung des Rechtsextremismus 
müssen wir alle zur Verfügung stehenden Mittel 
einsetzen. Dazu gehört auch ein umfassender In-
formationsaustausch. Denn eine Investition in 
Wissen bringt immer noch die besten Zinsen. 

Das heißt: Nur ein effektiver Austausch von Er-
kenntnissen und Informationen der Polizeibehör-
den und Nachrichtendienste kann im Kampf ge-
gen den Rechtsextremismus erfolgreich beste-
hen. Das hat uns nicht zuletzt die jüngste Ver-
gangenheit gelehrt. 

Dafür besteht im Bund und in den Ländern Kon-
sens, auch über Parteigrenzen hinweg. 

Die Basis für diesen Informationsaustausch ist 
eine elektronisch geführte gemeinsame Datei von 
Polizei und Nachrichtendiensten von Bund und 
Ländern, die natürlich das Trennungsgebot 
wahrt. Hierfür wurde auf Bundesebene das 
Rechtsextremismus-Datei-Gesetz (RED-G) ge-
schaffen. 

Damit die Polizei in NRW auch in diese Datei in-
vestieren kann, müssen wir eine entsprechende 

Rechtsgrundlage in unserem Polizeigesetz schaf-
fen. 

Mit der vorliegenden Änderung des Polizeigeset-
zes NRW soll die Polizei die rechtliche Möglich-
keit erhalten, Daten in der Rechtsextremismus-
Datei zu verarbeiten und damit anderen Sicher-
heitsbehörden ihre Erkenntnisse zur Verfügung 
zu stellen. 

Lassen Sie mich mit einem Zitat schließen, das 
besagt: „Das Wissen ist wie eine Fahrkarte, es 
macht nur dann Sinn, wenn es nutzbar gemacht 
wird.“ In diesem Sinne hoffe ich auf eine breite 
Unterstützung des Änderungsgesetzes. 

Für etwaige Nachfragen: NRW ist das einzige 
Bundesland, in dem das Polizeigesetz derzeit ei-
ne so enge Regelung hat, die eine Teilnahme nur 
an der Antiterrordatei erlaubt. 

Das Land NRW nimmt auch jetzt schon über den 
Verfassungsschutz an der Rechtsextremismus-
datei teil. 

Es besteht daher kein Informations- und Schutz-
defizit: 

Verfassungsschutz und Polizei des Landes tau-
schen unabhängig von der Teilnahme an der 
Rechtsextremismusdatei ihre jeweiligen Erkennt-
nisse und Daten aus. 

In NRW verfügen Polizei und Verfassungsschutz 
bereits jetzt aufgrund der bestehenden Daten-
austauschrechte und -pflichten in dem für die 
Rechtsextremismusdatei interessanten Bereich 
über weitgehend deckungsgleiche Informationen. 
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